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Kein Frieden für die 48er 
Palästinenser*innen?
In Israel verfügt die palästinensische Minderheit zwar über die 
israelische Staatsangehörigkeit, befindet sich aber schon seit 
Staatsgründung 1948 im Fadenkreuz politischer, wirtschaft-
licher, sozialer und rechtlicher Benachteiligungen. Ihre Lage 
verschärft sich aktuell.

Schon im Sommer vergangenen Jahres berichtete Peter Laskowski, dass seit 
dem 7. Oktober 2023 israelische Palästinenser*innen darüber hinaus zuneh-
mend unter ordnungspolitischen und gesellschaftlichen Druck gerieten. Insbe-
sondere sähen sie sich systematischen Anfeindungen seitens kahanistischer, sich 
auf den 1990 verstorbenen faschistischen Rabbi Kahane beziehender Gruppen 
ausgesetzt, über die die rechtsextremistischen Mitglieder der israelischen Regie-
rung ihre Hände hielten.

Die extrem nationalistische und anti-arabische Ideologie der Kahanisten, deren 
international bekanntester Repräsentant Sicherheitsminister Itamar Ben-Gvir 
ist, habe zunehmend Einfluss auf staatliche Institutionen, insbesondere auf die 
Sicherheitsbehörden, genommen. „Diese Entwicklung führt dazu, dass israeli-
sche Araber*innen nicht nur überwacht, sondern auch aktiv verfolgt werden. 
Dies geschieht oft unter dem Vorwand der nationalen Sicherheit, doch in Wirk-
lichkeit zielt diese Politik darauf ab, die arabische Bevölkerung weiter zu margi-
nalisieren und zu stigmatisieren“, stellt Laskowski fest. Ben-Gvirs Einfluss habe 
bewirkt, dass rechtsextreme Ideologien in den Sicherheitsbehörden „normali-
siert“ wurden, was erhebliche Auswirkungen auf die arabische Gemeinschaft in 
Israel habe.

Dazu kommt eine Gesetzgebung, die inzwischen regelmäßig israelische 
Palästinenser*innen z.B. für Posts in Sozialen Medien, die Empathie für die Lage 
der palästinensischen Zivilbevölkerung im Gaza-Streifen und oder in der West-
bank ausdrücken, ins Gefängnis bringen. „Die systematische Darstellung der 
israelischen Araber*innen als ‚Staatsfeinde‘ durch extremistische Politiker und 
Teile der Medien verstärkt die Diskriminierung weiter. Diese Propaganda trägt 
zur Stigmatisierung der arabischen Bevölkerung bei und verschärft die bereits 
bestehenden Spannungen zwischen den Bevölkerungsgruppen,“ mahnt Laskow-
ski.

In der Folge steigere sich eine rassistische Stimmung in der israelischen Gesell-
schaft. Das wechselseitige Vertrauen ginge verloren. Auswirkungen sind zuneh-
mende Entfremdung beider Gruppen von einander in Betrieben, in Bildungsin-
stitutionen, im Gesundheitswesen und in allen Bereichen des gesellschaftlichen 
Alltags.

„Die fortgesetzte Verfolgung und Diskriminierung der israelischen Araber*innen 
stellt eine ernsthafte Bedrohung für die demokratischen Prinzipien Israels dar. 
Die systematische Stigmatisierung einer ethnischen Minderheit widerspricht den 
Grundwerten der Demokratie und Rechtsstaatlichkeit. Wenn diese Entwicklun-
gen nicht gestoppt werden, könnten sie langfristig die demokratischen Grund-
werte des Landes untergraben und das Risiko gewalttätiger Auseinandersetzun-
gen erhöhen“, sorgt sich nicht nur Peter Laskowski.

Quelle: https://www.jungle.world/blog/von-tunis-nach-teheran/2024/08/zunehmende-diskriminie-
rung-von-araberinnen-israel 
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